
Mittwoch, 21. März 2012
Newsletter von Bernhard Seidenath aus dem Landtag

Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Freunde,

mit beiliegendem Text möchte ich Sie/Euch über die Schwerpunkte der Arbeit der CSU-Landtags-
fraktion im vergangenen Monat Februar informieren. Es war ein bunter Strauß an Themen, der 
den Landtag und die CSU-Landtagsfraktion im vergangenen Monat beschäftigt hat. 

Ein Höhepunkt war zweifelsohne die Verabschiedung des neuen Aufnahmegesetzes, das un-
seren Umgang mit Asylbewerbern neu definiert. In einem engen Schulterschluss innerhalb der 
Koalitionsfraktionen CSU und FDP bringt er einen Quantensprung im Asylsozialrecht. Ein Quan-
tensprung ist er insbesondere wegen der Obergrenze für den Aufenthalt in Gemeinschaftsunter-
künften für Personen, bei denen ein tatsächliches oder rechtliches Abschiebungshindernis be-
steht: 

- Familien dürfen nun grundsätzlich gleich nach Abschluss des behördlichen Erstverfahrens 
vor dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge aus Gemeinschaftsunterkünften auszie-
hen und eine private Wohnung nehmen. 

- alle anderen Asylbewerber spätestens vier Jahre nach diesem Zeitpunkt.

Das behördliche Erstverfahren dauert  im Schnitt sechs Monate. Damit sind die Fälle, wie wir sie 
aus Dachau kennen, dass Asylbewerber fast 20 Jahre lang in einer Gemeinschaftsunterkunft leben 
und Kinder ihre gesamte Jugend dort verbringen, künftig nicht mehr möglich. Das ist nun neu, 
das ist eine humanitäre Errungenschaft, das ist ein neuer Baustein des sozialen Bayern.
Hinzu kommen viele weitere Gruppen, etwa Kranke oder Schwangere, die ebenfalls eine private 
Wohnung nehmen dürfen und die nun als Gruppen erstmals ausdrücklich im Gesetz normiert 
sind - bisher war dies nur in Verwaltungsvorschriften geregelt. Diese Aufzählung ist bewusst 
nicht abschließend, mit diesem neuen Instrumentarium ist es deshalb möglich, jeden einzelnen 
Asylbewerber angemessen zu würdigen. Die Behörden erhalten einen deutlichen Ermessensspiel-
raum. Humanität lässt sich eben nicht in ein Schema pressen.
Nicht vergessen werden dürfen zudem die zahlreichen weitere Maßnahmen im Bereich des Asyl-
sozialrechts, die in den vergangenen Monaten und Jahren getroffen wurden. Dazu gehört die 
deutliche Lockerung der Residenzpflicht und ihre Ausweitung vom Landkreis auf den Regie-
rungsbezirk und angrenzende Landkreise ebenso wie die "Leitlinien zu Art, Größe und Ausstat-
tung von Gemeinschaftsunterkünften", die Mindeststandards vorsehen und die nun sukzessive
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umgesetzt werden. Für ganz wichtig halte ich zudem die Erhöhung – es ist beinahe eine Verdop-
pelung - der Mittel für die Asylsozialberatung von 1,4 auf 2,6 Millionen Euro im Haushalt 2012. 
All denjenigen, die sich in Bayern so engagiert um die Betreuung der Asylbewerber kümmern - 
den Mitarbeitern der Wohlfahrtsverbände, aber auch den Mitarbeitern der Regierungen in den 
Gemeinschaftsunterkünften, den Mitarbeitern in den Regierungen selbst und auch im Ministeri-
um – gilt ein herzliches Dankeschön. Hier fließt viel Herzblut, hier gibt es das engagierte Bemü-
hen, die Lebenssituation der Asylbewerber zu verbessern. Schließlich ist die Zahl derjenigen, die 
bei uns Schutz und Obdach suchen, in den letzten Monaten und Jahren signifikant gestiegen.

Im parlamentarischen Verfahren befindet sich derzeit der Gesetzentwurf der Staatsregierung 
zur Anpassung der Bezüge der bayerischen Beamtinnen und Beamten 2012. Demnach soll 
die Beamtenbesoldung in einem ersten Schritt zum 1. Januar 2012 um 1,9 Prozent und in einem 
zweiten Schritt zum 1. November 2012 um 1,5 Prozent steigen. Zudem wird der Sockelbetrag ab 1. 
Januar 2012 um 17 Euro angehoben. Diese Anpassungsmaßnahmen lässt sich der Freistaat Bayern 
allein im Jahr 2012 344,1 Millionen Euro kosten. Nach der Nullrunde im Jahr 2011 ist dies ein gu-
ter Kompromiss und ein wichtiger Nachholeffekt für die bayerischen Beamtinnen und Beamten. 
Nicht vergessen werden darf zudem, dass die Wochenarbeitszeit der Beamten in zwei Schritten 
von 42 Stunden wieder auf 40 Stunden gesenkt wird: zum 1. August 2012 von 42 auf 41 Wochen-
stunden und zum 1. August 2013 auf 40 Wochenstunden.

Was die geplante Novellierung des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes (EEG) auf Bundesebene 
angeht, so ist es dank des Einflusses der CSU in Berlin gelungen, den dringlichsten Kritikpunkt 
umzusetzen und für bereits begonnene Photovoltaik (PV)-Projekte eine  Übergangsfrist zu schaf-
fen. Mit einer entsprechenden Stoßrichtung hatten sich die Landtagsabgeordneten Markus Blume, 
Tobias Reiß und ich auch an Herrn Ministerpräsidenten und Parteivorsitzenden Horst Seehofer 
gewandt. 
Die ursprünglich geplanten Änderungen im EEG wären für zahlreiche bayerische Landwirte und 
Unternehmen – vom Handwerksbetrieb über verschiedene Maschinen- und Anlagenbauer bis hin 
zum exportorientierten Projektierer von Photovoltaikanlagen – existenzbedrohend gewesen. Die 
generelle Stoßrichtung, die PV-Vergütung nach unten zu bringen und gleichzeitig die Wälzungs-
summe über EEG und Netzentgelte für das produzierende Gewerbe begrenzen zu müssen, war da-
bei unstrittig, selbst innerhalb der PV-Branche. Es ist aber ein Gebot politischer wie volkswirt-
schaftlicher Klugheit, dass wir – nach einem Jahrzehnt extrem starker Förderung – nicht ausge-
rechnet kurz vor Erreichen der Marktparität (also der wettbewerbsfähigen Stromproduktion) in 
Deutschland den „Stecker ziehen“  und damit die hier hochgepäppelte Industrie abwürgen. Die 
Folge wäre, dass wir bei dem gerade einsetzenden weltweiten PV-Boom nicht mehr dabei sind. Es 
wäre nachgerade absurd, dass wir die weltweite Lernkurve der PV-Industrie bezahlt haben (bzw. 
die nächsten 20 Jahre über die fixierten Vergütungen auch noch weiter zahlen werden), aber 
gleichzeitig davon in Deutschland wirtschaftlich nicht mehr profitieren könnten. Bayern wäre 
hiervon mit bis zu 10.000 tangierten Arbeitsplätzen und Existenzen wirtschaftlich besonders be-
troffen. So waren die ursprünglich vorgesehenen Änderungen auch ein Angriff auf dezidiert 
bayerische Interessen in der Energiepolitik.
Ohne die Photovoltaik ist in Bayern zudem eine Beschleunigung der Energiewende nicht möglich: 
Mit einer Zielmarke von 16 Prozent PV-Anteil am bayerischen Strommix im Jahr 2021 kommt der 
Photovoltaik gemäß Energiekonzept der Bayerischen Staatsregierung eine besondere Bedeutung 
zu. Zudem ist Bayern in den letzten Jahren zur weltweiten Heimat großer Anlagenbauer und Pro-
jektierer geworden. Dazu haben viele Landwirte wie auch Bürgergenossenschaften auf die Mög-
lichkeiten der Photovoltaik gesetzt. 
Dies waren die wesentlichen Argumente dafür, warum die CSU in Berlin mit Gerda Hasselfeldt 
und Horst Seehofer an der Spitze bei den aufgeworfenen Punkten versucht hat, für eine Anpas-
sung der EEG-Novelle zu sorgen. Mit Erfolg: Es wird nun der Vertrauensschutz berücksichtigt 
werden, indem all diejenigen Freiflächenanlagen nach bisherigem Recht gefördert werden, die am 
1. März 2012 über den Aufstellungsbeschluss eines Bebauungsplans verfügt und diesen bis 30. 
Juni 2012 umgesetzt haben. Bei Dachflächenanlagen scheint sich das Modell zu verfestigen, dass



sie bis zum 1. April 2012 „kaufmännisch in Betrieb genommen“ sein müssen. Nachbesserungsbe-
darf sieht die Staatsregierung laut Umweltminister Dr. Marcel Huber derzeit noch bei drei Punk-
ten:
1) Der Wegfall des Eigenverbrauchsbonus ist kontraproduktiv.
2) Der Wegfall der 100 KW-Grenze trifft Bayern in besonderer Weise.
3) Die Absenkung der Vergütungen ist allzu dramatisch ausgefallen.
Hier wird es auf die weiteren Beratungen und Verhandlungen ankommen.

Von einem Thema des Bundes schließlich noch zu einem Thema des Landkreises Dachau: Aktuell 
wird gemunkelt – wie etwa in den Dachauer Nachrichten am Wochenende zu lesen war -, dass 
sich die dringend notwendige Elektrifizierung der Linie A zwischen Dachau und Altomüns-
ter weiter, auch über den ab Ende 2014 geltenden Winterfahrplan hinaus verzögern wird. Ich 
möchte hier klarstellen, dass ich hierfür derzeit keine Anhaltspunkte sehe. Die Maßnahme scheint 
stattdessen weiterhin voll im (neuen) Zeitplan zu liegen. Die Regierung von Oberbayern möchte 
die Planfeststellungsunterlagen im März an das Eisenbahn-Bundesamt übersenden. Während das 
Eisenbahn-Bundesamt den Planfeststellungsbeschluss erarbeitet (möglichst bis September 2012), 
soll parallel die Finanzierungsvereinbarung zwischen Bahn und Freistaat verhandelt werden. Dies 
steht also in den kommenden Monaten bevor. Für die pessimistische Schlagzeile der Dachauer 
Nachrichten „Linie A wie Abstellgleis“ sehe ich deshalb keinen Anlass. 
Vor wenigen Tagen erst habe ich auch Herrn Staatsminister Zeil  bei einem Mittagessen eindring-
lich auf die hohe, ja elementare Bedeutung einer raschen Elektrifizierung der Linie A für den ge-
samten Landkreis Dachau hingewiesen. Er hat mir hierbei umfänglich Recht gegeben und versi-
chert, dass auch ihm der rasche Ausbau der Linie A ein hohes Anliegen sei. 

Die Elektrifizierung der Linie A ist das eine, der barrierefreie Ausbau der Bahnhöfe das ande-
re wichtige Thema für den Schienen-Personen-Nahverkehr im Landkreis Dachau. Dies betrifft 
insbesondere die beiden Regionalbahnhöfe Dachau und Petershausen. Hier bleibt noch viel zu 
tun. Vor einiger Zeit hatte ich den Dachauer Bahnhof einmal mit einem Vertreter der Deutschen 
Bahn, mit Vertretern des Blinden- und Sehbehindertenbundes, der Selbsthilfegruppe Körperbehin-
derte sowie mit kommunalen Behindertenbeauftragten eingehend in Augenschein genommen 
und eine Liste mit einer Reihe von zu ändernden Punkten erstellt. Diese Liste muss nun Punkt für 
Punkt abgearbeitet werden. Für den Bahnhof Petershausen steht dieses Procedere noch bevor. 
Deshalb war es gut und wichtig, dass die CSU-Landtagsfraktion die Staatsregierung im vergange-
nen Monat in einem Dringlichkeitsantrag aufgefordert hat, auf Bundesebene darauf hinzuwirken, 
dass in den nächsten Jahren im Verkehrsetat eine zusätzliche Milliarde für Investitionen in die 
Schienenverkehrsinfrastruktur und hier insbesondere für den Bahnhofsbereich bereitgestellt wird. 
Konkret soll die Staatsregierung in Gesprächen mit dem Bund und der DB AG Eckpunkte für ein 
Sonderprogramm „Barrierefreier Bahnhofsausbau in Bayern“ abstimmen und dabei vor allem die 
Priorisierung der Maßnahmen diskutieren. In Zeiten der Inklusion, in der also gemäß der UN-Be-
hindertenrechtskonvention behinderte Mitbürgerinnen und Mitbürger in die Mitte genommen 
werden und die Gesellschaft sie exakt so annimmt, wie sie sind, ist dies umso wichtiger.

Ein Schritt Richtung Nutzerfreundlichkeit - auch, aber nicht nur - für Mitbürgerinnen und Mit-
bürger mit Behinderung wäre die Ausstattung des Bahnhofs Petershausen mit Zuganzei-
gern schon im Zugangsbereich. Mit einer entsprechenden Forderung haben sich Petershausens 
Bürgermeister Günter Fuchs und ich kürzlich an den Chef der Deutschen Bahn in Bayern, Klaus-
Dieter Josel, gewandt. Nötig wären – ganz nach dem Vorbild des Bahnhofs Dachau - drei Anzei-
gen über die nächsten Reisemöglichkeiten, die an den drei Hauptzugängen des Bahnhofs Peters-
hausen angebracht werden müssten.



So weit meine aktuellen Betrachtungen und die wichtigsten aktuellen Themen aus dem Landtag. 
Ihnen/Euch allen wünsche ich nun eine gedeihliche Lektüre – und verbleibe mit allen guten Wün-
schen und mit herzlichen Grüßen 

Ihr/Euer Bernhard Seidenath

Ihr/Euer 
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Solarstromförderung     anpassen   –   
Vertrauensschutz     gewährleisten  

Die CSU-Fraktion hält im Interesse be-
zahlbarer und wettbewerbsfähiger 
Energiepreise für die Verbraucher und 
die produzierende Wirtschaft in Bayern 
Korrekturen bei der Vergütung von 
Strom aus Photovoltaikanlagen im Er-
neuerbare-Energien-Gesetz (EEG) für 
erforderlich. 

Wir begrüßen daher die Absicht des 
Bundes, die Photovoltaikförderung 
durch das EEG im Sinne eines kos-
teneffizienten und marktorientierten 
Ausbaus der Photovoltaik anzupassen 
und eine Einmalabsenkung der Ver-
gütungshöhe für alle Anlagentypen 
vorzunehmen.

Die kurzfristige Anpassung der Vergü-
tung für Photovoltaikanlagen ist ange-
sichts stark gesunkener Anlagenpreise 
notwendig, um eine Überförderung zu 
vermeiden, die Belastung der Strom-
verbraucher zu begrenzen und Risi-
ken für die Netzstabilität infolge ei-
nes überhitzten Anlagenzubaus vorzu-
beugen.

Bis zum Stichtag der Vergütungssen-
kung wird es jedoch in einigen Fällen 
nicht möglich sein, Anlagen in Betrieb 

zu nehmen, bei denen im Vertrauen 
auf die bestehende Rechtslage ver-
tragliche Verpflichtungen eingegangen 
und erste Investitionen getätigt wur-
den.

Die Regierungsfraktionen von CSU 
und FDP haben die Staatsregierung 
daher in einem Dringlichkeitsantrag 
aufgefordert, sich beim Bund dafür 
einzusetzen, dass die Errichtung be-
sonders kosteneffizienter und innovati-
ver Photovoltaikanlagen nicht durch 
eine überproportionale Vergütungskür-
zung bei großen Anlagen und die be-
absichtigte Begrenzung der Förderung 
auf maximal zehn Megawatt installierte 
Leistung verhindert wird. 

Ferner ist durch geeignete Über-
gangsregeln dafür Sorge zu tragen, 
dass der Vertrauens- und Investiti-
onsschutz von Investoren und Auf-
tragnehmern, die bereits vertragliche 
Bindungen eingegangen sind, in aus-
reichender Weise gewährleistet wird.

Im Übrigen darf der bürokratische 
Aufwand der Netzbetreiber für die 
Abwicklung der Einspeisevergütungen 
nicht weiter erhöht werden. Deshalb 
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lehnen wir eine monatliche Senkung 
der Vergütungssätze ab, weil diese 
zu einer weiteren Verkomplizierung 
und Bürokratisierung der Abrechnung 

der Einspeisevergütungen führen wür-
de.

Sonderprogramm     für     den     barrierefreien     Ausbau     von     Regionalbahn  -  
höfen     in     ganz     Bayern     sowie     von     S-Bahnhöfen     im     Großraum     Mün  -  

chen     und     Nürnberg  

Der Vorstandsvorsitzende der DB AG 
hat kürzlich angekündigt, möglichst 
bald alle Bahnhöfe, die täglich von 
mehr als 1000 Reisenden genutzt 
werden, barrierefrei zu machen. 
Gleichzeitig werden aus dem aufge-
stockten Verkehrsetat des Bundes zu-
sätzliche Mittel für den barrierefrei-
en Bahnhofsausbau mobilisiert. 

Die CSU-Fraktion begrüßt ausdrück-
lich, dass der Bund angesichts seiner 
Verantwortung und Finanzierungszu-
ständigkeit diesen Ausbau nun stär-
ker vorantreiben will.

Bayern hat bereits mit dem im Juni 
2001 unterzeichneten Sonderpro-
gramm in Höhe von 102 Mio. Euro 
für den barrierefreien Ausbau in Mün-
chen ein klares Zeichen gesetzt und 
ist damit in einer Zeit eingesprungen, 
in der die damalige rot-grüne Bun-
desregierung das Thema vernachläs-
sigte und Mittel primär auf Großbahn-
höfe konzentrierte.
Das Fördervolumen des bayeri-
schen Sonderprogramms ist aber 
durch bereits realisierte oder sich der-
zeit im Bau befindliche Maßnahmen 
erschöpft. 

Im Lichte der Ankündigungen der DB 
AG ist der Zeitpunkt jetzt günstig, mit 
dem Bund und der DB AG eine Fort-
führung der Maßnahmen aus Mitteln 
der Bahn und des Bundes zu diskutie-
ren.

Die CSU-Fraktion hat die Staatsregie-
rung daher in einem Dringlichkeits-
antrag aufgefordert, auf Bundesebene 
darauf hinzuwirken, dass in den nächs-
ten Jahren im Verkehrsetat eine zu-
sätzliche Milliarde für Investitionen 
in die Schienenverkehrsinfrastruk-
tur und hier insbesondere für den 
Bahnhofsbereich bereitgestellt wird. 
Konkret soll die Staatsregierung in Ge-
sprächen mit dem Bund und der DB 
AG Eckpunkte für ein Sonderpro-
gramm „Barrierefreier Bahnhofsaus-
bau in Bayern“ abstimmen und dabei 
vor allem die Priorisierung der Maß-
nahmen und notwendige Fokussierung 
der Mittel diskutieren.

Ziel soll eine Vereinbarung sein, nach 
der bis 2018 für aufkommensstarke 
Regionalbahnhöfe sowie für Statio-
nen im S-Bahn-Netz München und 
Nürnberg eine barrierefreie Umbau-
perspektive besteht, entweder durch 
einen Vollumbau oder –  an Stationen 
mit unklaren Planungsperspektiven 
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wegen Streckenausbauüberlegungen 
o. ä. – durch provisorische Ertüchtigun-
gen. 
Mit Blick auf das früher ins Feld geführ-
te Argument nicht ausreichender Pla-

nungskapazitäten der DB AG ist dabei 
ein Passus vorzusehen, der die Einbe-
ziehung privater Ingenieurbüros re-
gelt.

Nokia     Siemens     Networks     (NSN)   –   Erhalt     von     Arbeitsplätzen     und   
Standortkompetenzen     wichtig  

Die CSU-Fraktion unterstützt die Be-
schäftigten in ihrem großen Engage-
ment für den Erhalt des NSN-Stand-
orts München. 

Sie begrüßt daher die Bemühungen 
der Staatsregierung, in einer Vielzahl 
von Gesprächen mit den Beschäftig-
ten, dem Management der NSN wie 
auch den Vertretern der Gesellschafter 
auf eine gute Lösung im Sinne des Er-
halts von Arbeitsplätzen und Standort-
kompetenzen hinzuwirken.

Um diese Bemühungen zu unterstüt-
zen, haben wir in einem Dringlich-
keitsantrag an den Gesellschafter 
Siemens appelliert, sich seiner Ver-
antwortung für die Mitarbeiter von NSN 
und den Standort Bayern und Mün-
chen zu stellen. Wir haben Nokia ins-
besondere dazu aufgerufen, nicht kurz-

fristigen, vor allem arbeitsrechtlichen 
Interessen zu folgen, sondern die be-
sonderen Qualitäten des Standorts 
Bayern gerade auch mit Blick auf die 
technologische Stärke im Bereich der 
Telekommunikation, die hohe Innova-
tionsfähigkeit und die Potentiale bei 
der Entwicklung mobiler Geschäfts-
applikationen bei den Entscheidun-
gen zu berücksichtigen. 
Die Bewerbung für Mobile World Capi-
tal und der IT-Gipfel haben die Stand-
ortqualitäten Bayerns noch einmal ein-
drucksvoll gezeigt. Aus unserer Sicht 
wäre es daher wünschenswert, dass 
die hohen Kompetenzen des NSN-
Standorts München, was die F+E-Ak-
tivitäten, die Patentanmeldungen, die 
neuen optischen Technologien und die 
weltweiten Funktionseinheiten anbe-
langt, zum Tragen kommen würden.

EU-Beihilfeverfahren     der     BayernLB  

Die EU-Kommission hat die Stüt-
zungsmaßnahmen des Freistaats für 
die BayernLB im Herbst 2008 als ge-
nehmigungspflichtige Beihilfe ange-
sehen. 

Im Rahmen des Beihilfeverfahrens er-
hob sie die Forderung, dass die Bank 
deutlich verkleinert wird und sich die 
bayerischen Sparkassen an den Las-
ten der Rettungsmaßnahmen für die 
BayernLB beteiligen.
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In einem Dringlichkeitsantrag hat die 
CSU-Fraktion die Staatsregierung da-
her aufgefordert, die Verhandlungen 
mit der EU-Kommission zum Ab-
schluss des Beihilfeverfahrens betref-
fend die BayernLB weiterhin konse-
quent fortzusetzen und so Planungs- 
und Rechtssicherheit für die Bank 
zu schaffen. 
Der Rückzahlungsplan und die künf-
tige Kapitalausstattung müssen sich 
dabei an den gestiegenen Anforde-
rungen der Bankenaufsicht für die 
Kapitalausstattung von Banken aus-
richten. 

Zudem begrüßen wir es, dass im 
Rahmen der Verhandlungen die Betei-
ligung der bayerischen Sparkassen 
an den Stützungsmaßnahmen für die 
BayernLB thematisiert wird.

Mit Blick auf die Forderung der EU-
Kommission, dass die BayernLB deut-
lich verkleinert wird, muss sich die 
BayernLB auf ihre Kernkompetenzen 
konzentrieren und wahrscheinlich die 
Beteiligung an der Wohnungsbau-
gesellschaft GBW AG veräußern.

Unter der Voraussetzung, dass sich 
die Kommunen (z. B. mit einem kom-
munalen Bieterkonsortium) bereit er-
klären, den Anteil an der GBW AG zu 
einem auch für die EU-Kommission 
vertretbaren Preis zu erwerben, soll die 
Staatsregierung diese Variante in den 
Verhandlungen mit der EU-Kommissi-
on thematisieren. 

In einem weiteren Dringlichkeitsan-
trag haben wir zudem deutlich ge-
macht, dass die CSU-Fraktion eine 
Übernahme der Anteile durch den 
Freistaat ausschließt.

Gelder     von     Bund     und     Land     für     den     U-Bahn-Ausbau     in     München  

Die Landeshauptstadt München stellt 
stets heraus, der U-Bahn-Ausbau sei 
eine kommunale Aufgabe in ihrer 
Verantwortung. Dabei wird der Ein-
druck erweckt, die Stadt übernehme 
die Finanzierung der Infrastruktur 
allein. 

Vor diesem Hintergrund ist es für die 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler 
interessant zu erfahren, in welchem 

Umfang Bund und Land den U-Bahn-
Ausbau in München bisher gefördert 
haben.

Die CSU-Fraktion hat die Staatsregie-
rung daher in einem Dringlichkeits-
antrag aufgefordert, dem Landtag zu 
berichten, in welcher Höhe durch 
Bund und Land der Ausbau der U-
Bahn in München bisher gefördert 
wurde.
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Finanzierung     von     Sanierungs-     und     Verbesserungsmaßnahmen     
an     Einrichtungen     der     öffentlichen     Wasserversorgung     

bzw.     Abwasserentsorgung  

Zahlreiche Einrichtungen der Was-
serversorgung und Abwasserentsor-
gung sind in hohem Maße sanie-
rungsbedürftig. Die betroffenen Kom-
munen stehen vor der Aufgabe, die 
hierfür anfallenden Kosten bewältigen 
zu müssen. 
Nach den gesetzlichen Vorgaben 
sind diese Einrichtungen kostende-
ckend zu betreiben, sie dürfen des-
halb dauerhaft keine Überschüsse 
erwirtschaften. 

Zur Finanzierung künftiger Sanie-
rungs- und Verbesserungsmaßnah-
men sollte den Kommunen aber die 
Möglichkeit eröffnet werden, über 
einen längeren Zeitraum durch die Er-
hebung höherer Gebühren zweckge-
bundene Rückstellungen bilden zu 
können. Hierzu bietet sich als Lösung 
an, im Kommunalabgabengesetz die 
Abschreibung auf Wiederbeschaf-
fungszeitwerte zu ermöglichen. Das 
Rückstellungsvolumen läge dann in 
der Differenz zwischen der Abschrei-

bungsrate des Wiederbeschaffungs-
zeitwerts und der Abschreibungsrate 
der Anschaffungs- und Herstellungs-
kosten. Diese Möglichkeit besteht für 
die Kommunen bereits in allen Bun-
desländern außer in Bayern, Baden-
Württemberg, Brandenburg und 
Rheinland-Pfalz. 

Die CSU-Fraktion hat die Staatsregie-
rung daher in einem Antrag aufgefor-
dert, einen Gesetzentwurf in den 
Landtag einzubringen. Dieser soll 
zum Ziel haben, den Gemeinden als 
Träger der örtlichen Wasserversorgung 
bzw. Abwasserentsorgung über die be-
stehenden Abschreibungsmöglichkei-
ten im Kommunalabgabengesetz hin-
aus zu ermöglichen, auch Abschrei-
bungen auf Wiederbeschaffungs-
zeitwerte vornehmen zu können, um 
ihnen größere Spielräume für die Bil-
dung von zweckgebundenen Rück-
stellungen zur Finanzierung von Ver-
besserungsmaßnahmen zu bieten.

Stärkung     des     Bürgerschaftlichen     Engagements  

Bürgerschaftliches Engagement und 
Ehrenamt sind unverzichtbare Be-
standteile einer lebendigen, vielfälti-
gen und solidarischen Gesellschaft. 

Bürgerschaftliches Engagement ist in 
Bayern stark ausgeprägt. Bayern ist 

auf dem besten Weg zu einer aktiven 
Bürgergesellschaft. 

Der demographische und gesellschaft-
liche Wandel fordert aber auch eine 
Weiterentwicklung und neue, inno-
vative Ansätze, um das Bürgerschaft-
liche Engagement auf eine noch breite-
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re Basis zu stellen und den wachsen-
den Herausforderungen zu begegnen.

In einem Antrag hat die CSU-Fraktion 
die Staatsregierung daher aufgefor-
dert, sich bei Verbänden, Institutionen, 
Organisationen und der Wirtschaft da-
für einzusetzen, Bürgerschaftliches 
Engagement und Ehrenamt in all sei-
nen Formen gesamtgesellschaftlich 
zu unterstützen sowie materiell im 
Rahmen der zur Verfügung stehen-
den Stellen und Mittel zu fördern. 
Um das Bürgerschaftliche Engagement 
in Bayern zu stärken, soll insbesonde-
re die flächendeckende Infrastruktur 
für seine Ausübung in ganz Bayern 
weiter ausgebaut werden. 
Zur Stärkung der Anerkennungskul-
tur soll vor allem an die bayernweite 
Einführung einer Ehrenamtskarte 

und eine Ausweitung des Ehren-
amtsnachweises Bayern über die bis-
herigen Einsatzbereiche hinaus ge-
dacht werden. 
Auch soll überprüft werden, wie Bür-
gerschaftliches Engagement sich posi-
tiv auf den Besuch von Bildungsein-
richtungen, wie beispielsweise von 
Hochschulen, auswirken und wie die 
Zugangsberechtigung zu den Hoch-
schulen für Menschen, die sich beson-
ders engagieren, erleichtert werden 
kann. Die Freiwilligendienste als be-
sondere Form des Bürgerschaftlichen 
Engagements sollen weiterentwickelt 
werden.

Über die Ergebnisse soll die Staatsre-
gierung dem Landtag innerhalb eines 
Jahres berichten.

Bayern     international     positionieren:     Standortwerbung     bei     Inter  -  
kont-Flügen     und     am     Flughafen     München     Franz     Josef     Strauß  

Der Flughafen München Franz Josef 
Strauß ist das Tor Bayerns zur Welt. 
Für viele ausländische Besucher Bay-
erns ist er das Erste, was sie von Bay-
ern sehen.

Die CSU-Fraktion begrüßt es daher, 
dass in Zusammenarbeit mit der Bay-
ern Tourismus Marketing GmbH und 
dem Flughafen München eine Werbe-
kampagne umgesetzt wurde, die im 
Ankunftsbereich des Münchner Flug-
hafens die internationalen Gäste zu 
einem Urlaubsaufenthalt in Bayern 
motiviert. 
Wir haben die Staatsregierung in die-
sem Zusammenhang zudem in einem 

Antrag aufgefordert, weiterhin auf die 
Bayern Tourismus Marketing GmbH 
einzuwirken, die Tourismus- und 
Standortwerbung für Bayern unter 
Berücksichtigung der Kosten dort zu 
verstärken, wo internationale Gäste 
ankommen. 
Konkret soll mit der Deutschen Luft-
hansa AG und weiteren internationalen 
Fluglinien erörtert werden, ob auf an-
kommenden Interkont-Flügen am Flug-
hafen Franz Josef Strauß ein Image-
film über Bayern eingespielt werden 
kann, wie das bei vielen Fluglinien bei 
der Ankunft in internationalen Metropo-
len bereits praktiziert wird. 
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Außerdem soll mit der Flughafen Mün-
chen GmbH und der Deutschen Luft-
hansa AG versucht werden, die heute 
noch nicht genutzten Wandflächen bei 
der internationalen Ankunft von Passa-
gieren aus Nicht-Schengen-Staaten im 
Terminal 2 auf der Ebene 06 für groß-

formatige Standortwerbung zu nut-
zen. 
Ferner sollen weitere großformatige 
Flächen (auch im Terminal 1) identi-
fiziert werden, die für eine großforma-
tige Standortwerbung in Frage kom-
men und für kommerzielle Zwecke 
eher nicht geeignet sind.

Einseitige     Liberalisierung     der     Bodenabfertigungsdienste     an     Flughä  -  
fen     nicht     notwendig   –   bürokratischer     Vorschlag     der     EU-Kommissi  -  

on     wird     abgelehnt  

Die Bodenabfertigungsdienste sor-
gen auf den Flughäfen für einen rei-
bungslosen Ablauf auf dem Vorfeld, di-
rekt am Flugzeug sowie in der Ge-
päck-, Fracht- und Postabfertigung. 

In der Bodenverkehrsdienste-Richtli-
nie aus dem Jahre 1996 wurde die 
Öffnung des Marktes für diesen Be-
reich mit dem Ziel eingeleitet, eine 
Kostenreduzierung für die Flugge-
sellschaften zu erreichen. 

Die EU-Kommission hat nun einen 
Entwurf für eine Bodenabfertigungs-
dienstleistungs-Verordnung vorge-
legt, die diese Richtlinie ersetzen soll. 
Darin wird die grundsätzliche rechtli-
che Trennung des Bereiches vom 
Flughafenbetreiber sowie die Zulas-
sung mindestens eines zusätzli-
chen, dritten unabhängigen Abferti-
gungsunternehmens auf Flughäfen 
ab einem jährlichen Passagiervolumen 
von über 5 Mio. Passagieren oder ei-
nem jährlichen Frachtvolumen von 

über 100.000 Tonnen vorgeschrieben. 
Mehr Abfertiger bedeuteten jedoch 
mehr Schnittstellen und beengte Platz-
verhältnisse sowie negative Auswir-
kungen auf die Qualität und Sicherheit 
der logistischen Prozesse an den Flug-
häfen. Hierdurch würde die Zielset-
zung der Kommission gefährdet, 
eine bessere Abwicklung des Boden-
verkehrs an europäischen Flughäfen 
zu erreichen.

Die CSU-Fraktion hat die Staatsregie-
rung vor diesem Hintergrund in einem 
Antrag aufgefordert, sich im Zusam-
menwirken mit der Bundesregierung 
dafür einzusetzen, die Bedenken 
und Einwände hinsichtlich einer ein-
seitigen Liberalisierung zugunsten 
unabhängiger Bodenabfertigungs-
dienste bei der Befassung des Rates 
der Europäischen Union zum Tragen 
zu bringen. 
Das eigentliche Anliegen der Kommis-
sion könnte besser durch den Erlass 
von Leitlinien erreicht werden.
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Auswirkung     der     Verknappung     von     Rohstoffen     
auf     die     bayerische     Wirtschaft  

Die Nachfrage nach Rohstoffen 
steigt durch das Wachstum der 
Schwellenländer und durch das Auf-
kommen neuer Zukunftstechnologien 
weiter an. Rohstoffe sind ein wesent-
licher Bestandteil sowohl von High-
Tech-Produkten als auch von Produk-
ten des täglichen Gebrauchs. 

Am 17. Juni 2010 veröffentlichte die 
Europäische Kommission einen Be-
richt, wonach von 41 analysierten Mi-
neralien und Metallen 14 als „kri-
tisch" eingestuft werden. Die große 
Gefahr einer Verknappung dieser „kriti-
schen“ Rohstoffe hängt vor allem da-
mit zusammen, dass ein großer Teil 
der weltweiten Produktion auf einige 
wenige Länder entfällt, vor allem auf 
China (Antimon, Flussspat, Gallium, 
Germanium, Graphit, Indium, Magnesi-
um, seltene Erden, Wolfram), Russ-
land (Metalle der Platingruppe), die 

Demokratische Republik Kongo (Ko-
balt, Tantal) und Brasilien (Niob und 
Tantal).

Vor allem in den 1980er Jahren wur-
den zahlreiche Abbaugebiete und 
Gruben in Bayern geschlossen, weil 
der Import der Rohstoffe wirtschaftli-
cher war. Zwischenzeitlich sind die 
Weltmarktpreise wegen der Roh-
stoffverknappung aber stark, in vie-
len Bereichen über das Vierfache, ge-
stiegen. Auch die modernen Abbau-
methoden lassen eine Erschließung 
bayerischer Rohstoffreserven wieder 
wirtschaftlich sinnvoll erscheinen.

Deshalb haben wir die Staatsregierung 
in einem Antrag aufgefordert, über die 
Arbeit und die bisherigen Ergebnisse 
der interministeriellen Arbeitsgrup-
pe Rohstoffstrategie zu berichten.

Änderung     des     Bayerischen     Hochschulgesetzes  

Nach geltendem Recht wirken die Stu-
dierenden auf verschiedenen Ebenen 
und in verschiedener Art und Weise in 
den Hochschulen mit. 

Seit geraumer Zeit wird aber über die 
Ausweitung der studentischen Mit-
wirkung in den Hochschulen disku-
tiert. 
Im Lichte dieser Diskussion hat die 
CSU-Fraktion einen Gesetzentwurf 
zur Änderung des Bayerischen 

Hochschulgesetzes in den Landtag 
eingebracht, der die Mitwirkungsrech-
te der Studierenden weiterentwi-
ckelt. Im Rahmen der Gesetzesnovel-
lierung sollen die Studierenden einen 
zweiten Sitz im Senat der Hochschule 
erhalten. Dieser zusätzliche Vertreter 
oder diese zusätzliche Vertreterin der 
Studierenden gehört ebenfalls dem 
studentischen Konvent und dem 
Sprecher- und Sprecherinnenrat an.
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Um die erforderliche absolute Mehrheit 
der Hochschullehrer und Hochschul-
lehrerinnen im Senat auch künftig zu 
gewährleisten, erhalten diese einen 
weiteren Sitz. 

Der Grundsatz der Parität von hoch-
schulinternen und -externen Mitglie-
dern im Hochschulrat soll nicht ange-
tastet werden. Dies hat zur Folge, dass 
künftig zehn externe Persönlichkeiten 
dem Hochschulrat angehören werden.

Bologna-Prozess     fortentwickeln:     Weitere     Verbesserung     der     Studier  -  
barkeit   –   Flexibilität     für     Studierende     erhöhen!  

Um die Flexibilität für Studierende 
zu erhöhen und die Bedingungen für 
die Studierenden weiter zu verbes-
sern, hat die CSU-Fraktion die Staats-
regierung in einem Antrag aufgefor-
dert, die Hochschulen unter Beachtung 
ihrer Autonomie weiterhin dazu anzu-
halten, die Regelungen in ihren Stu-
dien- und Prüfungsordnungen für die 
Erlangung der ECTS-Punkte so aus-
zugestalten, dass für die Studieren-
den hinreichende Flexibilität bei der 
Absolvierung der verschiedenen Modu-
le verbleibt. Außerdem sollen übermä-
ßige Einschränkungen der flexiblen 
Gestaltung des Studiums, wie insbe-
sondere spezielle Vorrückerregelungen 
oder faktisch zwingend wirkende Mo-
dulverknüpfungen, vermieden werden. 
Außerdem soll sie gegenüber den 
Hochschulen unter Beachtung ihrer 
Autonomie darauf hinwirken, dass bei 

der Umsetzung des Bologna-Prozes-
ses einerseits der Notwendigkeit von 
größeren Modulen im Umfang von 
mehreren Semesterwochenstunden 
(mindestens fünf ECTS-Punkte) zur 
Vermeidung einer unerwünscht ho-
hen Prüfungsdichte Rechnung getra-
gen wird, aber andererseits auch die 
in den Rahmenvorgaben eröffnete 
Möglichkeit, in sachlich begründeten 
Einzelfällen von dieser Regel abzu-
weichen, genutzt wird, so dass auch 
kleinere Module bis hin zu einzelnen 
Vorlesungen möglich sind.

Über ihre Bemühungen soll die Staats-
regierung dem Ausschuss für Hoch-
schule, Forschung und Kultur des 
Landtags schriftlich und mündlich spä-
testens bis zum Ablauf des Winterse-
mesters 2012/2013 berichten.

Weitere     Maßnahmen     und     Initiativen  

Situation des wissenschaftlichen 
Nachwuchses an den bayerischen 
Hochschulen verbessern

In einem Antrag haben wir die Staats-
regierung aufgefordert, dem Aus-
schuss für Hochschule, Forschung und 
Kultur über die Situation des wissen-
schaftlichen Nachwuchses an den 
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bayerischen Hochschulen schriftlich zu 
berichten.

Haupterschließungswege in Flur-
neuordnungsverfahren zukunftsori-
entiert bauen

Die bislang übliche Wegbreite reicht für 
die heutigen Arbeitsbreiten landwirt-
schaftlicher Maschinen nicht mehr aus.

Deshalb hat die CSU-Fraktion die 
Staatsregierung aufgefordert, sich bei 
der laufenden Überarbeitung der Richt-
linien für den landwirtschaftlichen We-
gebau (RLW) im Bund für eine zu-
kunftsorientierte Standardbreite für 
Haupterschließungswege einzuset-
zen.

Keine Zusammenlegung der Fach-
gerichtsbarkeiten

Die aktuelle Initiative, eine bundesge-
setzliche Länderöffnungsklausel zur 
Zusammenlegung öffentlich-rechtlicher 
Fachgerichtsbarkeiten zu schaffen, ist 
zwar grundsätzlich sinnvoll, weil damit 
einzelnen, insbesondere kleineren 
Ländern, wertvolle gesetzgeberische 
Spielräume eröffnet und somit die 
Kompetenz der Länder gestärkt und 
der Wettbewerb der Länder unterein-
ander im positiven Sinne gefördert 
wird. 
Für Bayern kommt ein tatsächliches 
Gebrauchmachen von der Öffnungs-
klausel jedoch nicht in Betracht, da 
dies einen starken Eingriff in die 
bayerische Gerichtsorganisation be-

deuten würde, die sich in ihrer bisheri-
gen Struktur bewährt hat.

In einem Antrag haben wir uns des-
halb ausdrücklich gegen eine Zu-
sammenlegung der Fachgerichtsbar-
keiten ausgesprochen und die Staats-
regierung aufgefordert, auch im Falle 
der Einführung einer Länderöffnungs-
klausel von einer Zusammenlegung 
der Fachgerichtsbarkeiten in Bayern 
abzusehen.

Subsidiaritätsrügen

In zwei weiteren Anträgen hat die 
CSU-Fraktion die Staatsregierung auf-
gefordert, bei den Beratungen des 
Bundesrates zum „Vorschlag für eine 
Richtlinie des Europäischen Parla-
ments und des Rates zum Schutz na-
türlicher Personen bei der Verarbei-
tung personenbezogener Daten durch 
die zuständigen Behörden zum Zwe-
cke der Verhütung, Aufdeckung, Unter-
suchung oder Verfolgung von Strafta-
ten oder der Strafvollstreckung sowie 
zum freien Datenverkehr“  und zum 
„Vorschlag für eine Verordnung des 
Europäischen Parlaments und des Ra-
tes zum Schutz natürlicher Personen 
bei der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten und zum freien Datenver-
kehr (Datenschutz-Grundverordnung)“ 
auf Subsidiaritätsbedenken hinzu-
weisen. Ferner soll sie darauf hinwir-
ken, dass diese Bedenken auch Ein-
gang in den Beschluss des Bundes-
rates finden.
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